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Energetische Gebäudesanierung

Immobilieneigentümer können seit Anfang 2020 eine 
steuerliche Förderung bekommen, wenn sie ihr Haus 
energetisch sanieren. Darunter fallen Maßnahmen wie 
die Wärmedämmung, der Austausch von Fenstern oder 
eine neue Heizung. Das Finanzamt erstattet 20 % der 
Kosten, wenn die Voraussetzungen für die Förderung 
erfüllt sind.
Gesetzlich geregelt ist die Förderung der energetischen 
Sanierung in § 35c EStG.
Die Steuerermäßigung wird nur gewährt, wenn das 
Gebäude selbst bewohnt wird. Das kann ein Haus, eine 
Eigentumswohnung, aber auch ein Ferienhaus oder eine 
Zweitwohnung sein. 
Wenn noch andere Personen die Immobilie nutzen, ist 
dies unschädlich, solange diese dafür nichts zahlen. 
Bereits bei Beginn der Sanierung muss das Gebäude 
mindestens zehn Jahre alt sein. Maßgeblich für das 
Alter ist der Tag, an dem der Bauantrag gestellt wurde. 
Eine weitere Bedingung ist, dass ein Fachunternehmen 
die Arbeiten ausführt, und die Rechnungen durch Über-
weisung bezahlt werden.
Die Anforderungen an das Fachunternehmen hat das 
Bundesministerium der Finanzen in der Energetischen 
Sanierungsmaßnahmen-Verordnung (ESanMV) geregelt. 
Dieser Betrieb muss in einem der folgenden Bereiche 
tätig sein:
Mauer- und Betonbauarbeiten,
Stukkateurarbeiten,
Maler- und Lackierungsarbeiten,
Zimmer-, Tischler- und Schreinerarbeiten,
Wärme-, Kälte- und Schallisolierungsarbeiten,
Steinmetz- und Steinbildhauarbeiten,
Brunnenbauarbeiten,
Dachdeckerarbeiten,
Sanitär- und Klempnerarbeiten,

Glasarbeiten,
Heizungsbau und -installation,
Kälteanlagenbau,
Elektrotechnik- und -installation oder Metallbau.
Das Fachunternehmen muss bescheinigen, dass die 
Sanierungsmaßnahmen den gesetzlichen Mindestan-
forderungen genügen. Bei Wärmedämmungen sind 
dies zum Beispiel die Grenzwerte für die maximale 
Wärmedurchlässigkeit.

Alternativ kann auch ein Experte die Bescheinigung 
ausstellen, der die Planungen begleitet oder die Sanie-
rung beaufsichtigt hat. Voraussetzung ist, dass er als 
Energieberater des Bundesamts für Wirtschaft und Aus-
fuhrkontrolle (Bafa) oder als Energieeffizienz-Experte der 
KfW zugelassen ist. 
Vorlagen für die Bescheinigung des Fachunternehmens 
und des Energieexperten hat das Finanzministerium zur 
Verfügung gestellt. 
Die Steuerförderung energetischer Sanierungen gilt 
nur für Maßnahmen, die nach dem 31. Dezember 2019 
beginnen und vor dem 1. Januar 2030 abgeschlossen 
sind.
Folgende Maßnahmen sind begünstigt:
Wärmedämmung von Wänden,
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Wärmedämmung von Dachflächen,
Wärmedämmung von Geschossdecken,
Erneuerung der Fenster oder Außentüren,
Erneuerung oder Einbau einer Lüftungsanlage,
Erneuerung der Heizungsanlage,
Einbau von digitalen Systemen zur energetischen 
Betriebs- und Verbrauchsoptimierung und Optimierung 
bestehender Heizungsanlagen, sofern diese älter als 
zwei Jahre sind.
Bei Durchführung einer der genannten Maßnahmen 
reduziert sich die Steuerschuld um 20 Prozent der ange-
fallenen Kosten einschließlich Material und notwendi-
gen Umbauten bis maximal 200.000 EUR pro Objekt. Die 
maximale Förderung beträgt demzufolge 40.000 EUR 
und die Abrechnung erfolgt über drei Jahre.
Für das Jahr, in dem die Maßnahmen abgeschlossen 
werden, werden 7 % der Kosten berücksichtigt, für das 
zweite Jahr sind es ebenfalls 7 % und im dritten Jahr 
noch 6 %.

Sanierungs-
kosten

G e s a m t - 
erstattung

im 
1. Jahr

im 
2. Jahr

im 
3. Jahr

EUR EUR EUR EUR EUR

25.000 5.000 1.750 1.750 1.500

50.000 10.000 3.500 3.500 3.000

100.000 20.000 7.000 7.000 6.000

200.000 40.000 14.000 14.000 12.000

Achtung: Die Steuerermäßigung entfällt insgesamt, 
wenn zinsverbilligte Darlehen oder steuerfreie Zuschüsse 
nach anderen Förderprogrammen (z.B. Kfw-Förderung) 
in Anspruch genommen werden.

CORONA Bonus

 Mit dem Corona-Bonus können Arbeitgeber ihre Arbeit-
nehmer während der Krise steuer- und sozialversiche-
rungsfrei unterstützen. Maximal 1.500 EUR dürfen pro 
Arbeitnehmer gewährt werden.  
Laut dem JAHRESSTEUERGESETZ 2020 wurde die Frist 
für die Auszahlung des Corona-Bonus bis zum 30. Juni 
2021 verlängert. 
Der Bonus kann demzufolge im Zeitraum von 1. März 
2020 bis 30. Juni 2021 ausgezahlt werden.
Maximal 1.500 EUR dürfen pro Arbeitnehmer innerhalb 
dieses Zeitraums gewährt werden. Eine Aufteilung auf 
unterschiedliche Monate ist möglich.  
Der Bonus muss zusätzlich zum ohnehin geschuldeten 
Arbeitslohn (keine Entgeltumwandlung) geleistet wer-
den, daher fallen bereits vertraglich fest vereinbarte 
Provisionen, Prämien, Boni, etc. nicht unter die Steu-
erbefreiung.
Es gibt keine Einschränkungen im Hinblick auf bestimmte 
Branchen oder Arbeitnehmergruppen. Der Bonus kann 
damit auch Minijobbern, Teilzeitkräften, Gesellschafter-
Geschäftsführern und kurzfristig Beschäftigten in voller 
Höhe gewährt werden.

Nutzungsdauer von Computer- Hard- 
und Software auf ein Jahr verkürzt

Bestimmte digitale Wirtschaftsgüter können rückwir-
kend zum 1.1.2021 sofort abgeschrieben werden. Das 
geht aus einem Schreiben des Bundesministeriums der 
Finanzen vom 26.2.2021 hervor. Damit wird die Nut-
zungsdauer für Computer von drei Jahren auf ein Jahr 
reduziert und die AfA-Tabelle für allgemeine Anlage-
güter entsprechend geändert. Die Sofortabschreibung 
kann wahlweise in Anspruch genommen werden. 
Zu den benannten digitalen Wirtschaftsgütern gehören 
materielle Wirtschaftsgüter wie Computerhardware und 
immaterielle Wirtschaftsgüter wie Betriebs- und Anwen-
dersoftware. Darunter fallen darüber hinaus auch ERP-
Software, Software für Warenwirtschaftssysteme oder 
Anwendungssoftware zur Unternehmensverwaltung 
oder Prozesssteuerung. Der Begriff „Computerhardware“ 
umfasst Computer, Desktop-Computer, NotebookCom-
puter, Desktop-Thin-Clients, Workstations, Dockingsta-
tions, externe Speicher- und Datenverarbeitungsgeräte 
(Small-Scale-Server), externe Netzteile sowie Peripherie-
geräte wie Tastatur, Maus, Scanner, Monitore etc.
Die neue Regelung kann in den Gewinnermittlungen 
für Wirtschaftsjahre, die nach dem 31.12.2020 enden, 
angewendet werden. In Gewinnermittlungen nach 
dem 31.12.2020 kann sie auch auf entsprechende Wirt-
schaftsgüter angewendet werden, die in früheren Wirt-
schaftsjahren angeschafft oder hergestellt wurden und 
bei denen eine andere als die einjährige Nutzungsdauer 
zugrunde gelegt wurde. Dies gilt ab dem Veranlagungs-
zeitraum 2021 entsprechend für Wirtschaftsgüter des 
Privatvermögens, die zur Einkünfteerzielung verwendet 
werden.

Drittes Corona-Steuerhilfegesetz in Kraft

Nur eine Woche nach dem Bundestag hat der Bundesrat 
im März  dem Dritten Corona-Steuerhilfegesetz zuge-
stimmt. Darin enthalten sind nachfolgende Verbesse-
rungen bzw. Änderungen:
Da Familien besonders von den pandemiebedingten 
Einschränkungen betroffen sind, wird pro Kind ein 
einmaliger Kinderbonus von 150 EUR (im Vorjahr 300 
EUR) auf das Kindergeld gewährt. Dieser Bonus wird mit 



LINK ROTTER EHMANN + KOLLEGEN   Steuerberatung I Wirtschaftsprüfung             LRE AKTUELL  April 2021   I   4

Jahressteuergesetz 2020 verabschiedet

Das Jahressteuergesetz 2020 – das noch ein paar 
Änderungen zum Entwurf erfuhr – ist nunmehr in Kraft 
getreten . Mit dem Gesetz nimmt die Bundesregierung 
notwendige Anpassungen an EU-Recht und die Recht-
sprechung des Europäischen Gerichtshofs sowie des 
Bundesfinanzhofs vor. Aufgegriffen werden aber auch 
neue Regelungen. Nachfolgend die wichtigsten Ände-
rungen: 

•	 Verbilligte Wohnungsüberlassung: Bei einer verbil-
ligten Überlassung einer Wohnung zu weniger 
als 66 % der ortsüblichen Miete ist eine generelle 
Aufteilung der Nutzungsüberlassung in einen 
entgeltlich und einen unentgeltlich vermieteten 
Teil vorzunehmen, wobei nur die auf den entgelt-
lich vermieteten Teil der Wohnung entfallenden 
Werbungskosten von den Mieteinnahmen abge-
zogen werden können. Mit einer Änderung im 
Einkommensteuergesetz wird ab 2021 die Grenze 
für die generelle Aufteilung der Wohnraumüberlas-
sung in einen ent- bzw. unentgeltlich vermieteten 
Teil auf 50 % der ortsüblichen Miete herabgesetzt. 
Beträgt das Entgelt 50 % und mehr, jedoch weniger 
als 66 % der ortsüblichen Miete, ist eine sog. 
Totalüberschussprognose-Prüfung vorzunehmen. 
Fällt diese Prüfung positiv aus, wird Einkunftserzie-
lungsabsicht angenommen und der volle Werbungs-
kostenabzug gewährt. Bei einem negativen Ergebnis 
ist von einer solchen Absicht nur für den entgeltlich 
vermieteten Teil auszugehen, für den die Werbungs-
kosten anteilig abgezogen werden können. 

•	 Neuregelung des Investitionsabzugsbetrags: Der 
Investitionsabzugsbetrag wird von 40 % auf 50 % 
angehoben. Investitionsabzugsbeträge und Sonder-
abschreibungen gelten nun auch uneingeschränkt 
für vermietete begünstigte Wirtschaftsgüter. Das gilt 
unabhängig von der Dauer der jeweiligen Vermie-
tung. Somit sind auch längerfristige Vermietungen 

dem steuerlichen Kinderfreibetrag verrechnet. Er wird 
nicht auf die Grundsicherung angerechnet. Der Einmal-
betrag soll im Mai 2021 ausbezahlt werden. Anspruch 
besteht für jedes Kind, das in diesem Monat kindergeld-
berechtigt ist. All jene Kinder, für die im Mai 2021 kein 
Kindergeldanspruch besteht, werden dennoch mit dem 
Kinderbonus bedacht, wenn für sie in einem anderen 
Monat des Jahres 2021 ein Kindergeldanspruch besteht. 
Der Einmalbetrag findet beim steuerlichen Familien-
leistungsausgleich Berücksichtigung. Je höher das 
Einkommen, umso mehr mindert der Kinderbonus die 
steuerliche Entlastungswirkung.
Gastronomiebetriebe sind von der Corona-Krise beson-
ders betroffen und können durch die bestehenden 
Schließungen von der Mehrwertsteuersenkung nicht 
profitieren. Die Mehrwertsteuer für Speisen in der Gast-
ronomie wird daher über den 30.6.2021 hinaus befristet 
bis Ende 2022 auf den ermäßigten Steuersatz von 7 % 
gesenkt. Auf Getränke wird der reguläre Steuersatz erho-
ben. Von dieser Regelung sollen auch Cateringunter-
nehmen, Lebensmitteleinzelhändler, Bäckereien sowie 
Metzgereien profitieren. Voraussetzung dafür ist, dass sie 
verzehrfertig zubereitete Speisen zur Abgabe anbieten.
Unternehmer, die bedingt durch die Corona-Pandemie 
Verluste erwirtschafteten, werden durch einen erweiter-
ten Verlustrücktrag unterstützt. So können Verluste aus 
2020 und 2021 steuerlich mit Gewinnen aus dem Vorjahr 
verrechnet werden. Das dritte Corona-Steuerhilfegesetz 
sieht vor, den Verlustrücktrag auf maximal 10 Mio. EUR 
(20 Mio. EUR bei Zusammenveranlagung) zu verdoppeln. 
Für den vorläufigen Verlustrücktrag für 2020 gilt dies 
entsprechend.
Erwachsene Grundsicherungsempfänger erhalten 
aufgrund der entstehenden Mehraufwendungen durch 
die Corona-Pandemie eine einmalige Sonderzahlung in 
Höhe von 150 EUR. Der erleichterte Zugang zur Grundsi-
cherung für Selbstständige und Beschäftigte mit kleinen 
Einkommen, die krisenbedingt plötzlich in Not geraten 
sind, wird bis zum 31.12.2021 verlängert. Zusätzlich dazu 
wird das Rettungsprogramm „Neustart Kultur“ verlän-
gert und ein Anschlussprogramm mit einem Umfang 
von einer Milliarde EUR aufgelegt.
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rung aufgenommen(weitere Ausführungen hierzu 
auch auf Seite 6).

•	 Entlastung für Alleinerziehende: Der bereits durch 
das Corona-Steuerhilfe-Gesetz auf 4.008 EUR 
erhöhte Entlastungsbetrag wird entfristet. Damit gilt 
der erhöhte Betrag auch ab dem Jahr 2022 weiter.

•	 Steuerfreie Sachbezugsgrenze: Die Grenze wird für 
alle Beschäftigten von 44 EUR auf 50 EUR erhöht. Die 
Erhöhung gilt ab 2022. Für sog. Sachbezugskarten 
soll es eine Klarstellung durch ein Schreiben des 
Bundesfinanzministeriums geben.

•	 Steuerfreie Corona-Beihilfe: Die Steuerbefreiung für 
Beihilfen und Unterstützungen bis zur Höhe von 
1.500 EUR wird bis zum Juni 2021 verlängert. Die 
Befreiung war bisher bis zum 31.12.2020 festgelegt. 
Damit wäre ein im ersten Halbjahr 2021 ausge-
zahlter Corona-Bonus nicht mehr steuerbegünstigt 
gewesen (weitere Ausführungen hierzu auch auf 
Seite 3).

•	 Anrechnung von Verlusten aus Termingeschäften: 
Die bisherige Verrechnungsbeschränkung in Höhe 
von 10.000 EUR wird auf 20.000 EUR angehoben. 
So können insbesondere aus dem Verfall von Opti-
onen im laufenden Kalenderjahr bis zu 20.000 EUR 
mit Gewinnen aus Termingeschäften und mit den 
Erträgen aus sog. Stillhaltegeschäften ausgeglichen 
werden. Nicht verrechnete Verluste können auf 
Folgejahre vorgetragen und jeweils in Höhe von 
20.000 EUR mit Gewinnen aus Termingeschäften 
und Stillhalteprämien verrechnet werden. Verluste 
aus der Ausbuchung wertloser Wirtschaftsgüter 
oder der ganzen oder teilweisen Uneinbringlich-
keit einer Kapitalforderung können mit Einkünften 
aus Kapitalvermögen bis zur Höhe von 20.000 EUR 
im Jahr ausgeglichen werden. Auch hier sind die 
Übertragung und Verrechnung nicht verrechneter 
Verluste auf die Folgejahre möglich.

•	 Steuerhinterziehung: In besonders schweren Fällen 
wird die Verjährungsfrist von 10 Jahren auf 15 Jahre 
verlängert. Die Regelung ist auf alle zum Zeitpunkt 
des Inkrafttretens noch nicht verjährten Taten anzu-
wenden.

•	 Land- und Forstwirtschaft: Aufgrund des Zweifels 
der Europäischen Kommission zur Vereinbarkeit 
des Umsatzsteuergesetzes mit den Vorgaben des 
Unionsrechts führt der Gesetzgeber ab 2022 eine 
Umsatzgrenze für die Durchschnittsbesteuerung 
land- und forstwirtschaftlicher Betriebe in Höhe von 
600.000 EUR ein.

•	 Rechnungsberichtigung: Der Bundesfinanzhof hat 
seine Rechtsprechung zur Rechnungsberichtigung 
mit Urteil vom 20.10.2016 aufgegeben. Berichtigt 
danach ein Unternehmer eine Rechnung, kann dies 
auf den Zeitpunkt zurückwirken, in dem die Rech-
nung erstmals ausgestellt wurde. Durch das JStG 
2020 soll klargestellt werden, dass die Berichtigung 
einer Rechnung kein rückwirkendes Ereignis ist, 
sodass eine Rechnungsberichtigung keine zeitlich 
unbegrenzte Änderungsmöglichkeit eines Steuer-
bescheides zur Folge hat.

Bitte beachten Sie! Mit dem JStG 2020 sind auch noch 

für mehr als drei Monate unschädlich. 
•	 Bislang gelten für die einzelnen Einkunftsarten 

unterschiedliche Betriebsgrößenmerkmale. Künftig 
gilt für alle Einkunftsarten eine einheitliche Gewinn-
grenze i. H. v. 200.000 EUR für die Inanspruchnahme 
von Investitionsabzugsbeträgen. Diese Änderung 
gilt gleichermaßen auch für die Inanspruchnahme 
von Sonderabschreibungen von bis zu 20 %. Die 
Neuregelungen zum Investitionsabzugsbetrag und 
der Sonderabschreibung gelten in den nach dem 
31.12.2019 endenden Wirtschaftsjahren. 

•	 Steuerbegünstigte Zusatzleistungen des Arbeitge-
bers: Für das gesamte Einkommensteuergesetz wird 
klargestellt, dass nur Zusatzleistungen des Arbeitge-
bers – also Leistungen, die zusätzlich zum ohnehin 
geschuldeten Arbeitslohn gezahlt werden – steu-
erbegünstigt sind. Leistungen werden nur dann 
„zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn“ 
erbracht, wenn 
•	 die Leistung nicht auf den Anspruch auf Arbeits-

lohn angerechnet, 
•	 der Anspruch auf Arbeitslohn nicht zugunsten der 

Leistung herabgesetzt, 
•	 die verwendungs- oder zweckgebundene Leistung 

nicht anstelle einer bereits vereinbarten künftigen 
Erhöhung des Arbeitslohns gewährt und 

•	 bei Wegfall der Leistung der Arbeitslohn nicht 
erhöht wird. 

Hier hatte der Bundesfinanzhof mit Urteil vom 
1.8.2019 eine andere Auffassung vertreten. Die Neure-
gelung ist erstmals auf Leistungen, die in einem nach 
dem 31.12.2019 endenden Lohnzahlungszeitraum 
zugewendet werden, anzuwenden. 

•	 Steuerfreie Zuschüsse zum Kurzarbeitergeld: Durch 
das Corona-Steuerhilfegesetz wurde eine begrenzte 
und befristete Steuerbefreiung für Zuschüsse des 
Arbeitgebers zum Kurzarbeitergeld eingeführt. Die 
Befristung wird durch das Jahressteuergesetz 2020 
um ein Jahr verlängert. Die Steuerfreiheit gilt damit 
für Lohnzahlungszeiträume, die nach dem 29.2.2020 
beginnen und vor dem 1.1.2022 enden. 

•	 Arbeiten im Homeoffice: Steuerpflichtige können 
für jeden Kalendertag, an dem sie ausschließlich 
in der häuslichen Wohnung arbeiten, einen Betrag 
in Höhe von 5 EUR geltend machen. Die Pauschale 
kann in den Fällen in Anspruch genommen werden, 
in denen die Voraussetzungen für den Abzug von 
Kosten für ein häusliches Arbeitszimmer nicht 
vorliegen. Sie ist auf einen Höchstbetrag von  
600 EUR im Jahr begrenzt, wird in die Werbungskos-
tenpauschale eingerechnet und kann in den Jahren 
2020 und 2021 in Anspruch genommen werden. 

•	 Änderungen für Vereine und Ehrenamtliche: Durch 
eine Erhöhung der sog. Übungsleiterpauschale ab 
2021 von 2.400 auf 3.000 EUR und der Ehrenamts-
pauschale von 720 auf 840 EUR werden Vereine und 
Ehrenamtliche gestärkt. Bis zu einem Betrag von 
300 EUR wird ein vereinfachter Spendennachweis 
ermöglicht. In den Zweckkatalog der Abgabenord-
nung für gemeinnützige Organisationen werden die 
Zwecke Klimaschutz, Freifunk und Ortsverschöne-
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Kurzarbeitergeld: Die Regelung zur Erhöhung des Kurz-
arbeitergeldes (ab dem 4. Monat auf 70 % bzw. 77 % bei 
mindestens einem Kind und auf 80% bzw. 87 % ab dem 
7. Monat) wird für alle Beschäftigten bis zum 31.12.2021 

verlängert, deren Anspruch auf Kurzarbeitergeld bis zum 
31.3.2021 entstanden ist. Ferner werden die bestehen-
den, befristeten Hinzuverdienstregelungen insoweit bis 
zum 31.12.2021 verlängert. Entgelt aus einer gering-
fügigen Beschäftigung, die während der Kurzarbeit 
aufgenommen wurde, bleibt anrechnungsfrei.
Die Bezugsdauer für das Kurzarbeitergeld wird für 
Betriebe, die bis zum 31.12.2020 mit Kurzarbeit begon-
nen haben, auf bis zu 24 Monate, längstens bis zum 
31.12.2021, verlängert.
Vereinfachte Weiterbildungsförderung Beschäftigter 
durch die Agentur für Arbeit: Bedürfen aufgrund des 
technologischen Strukturwandels eine größere Anzahl 
von Arbeitnehmern eines Betriebes eine berufliche Wei-
terbildung, ist, anders als bisher, nicht mehr für jeden 
einzelnen Beschäftigten ein Förderantrag notwendig.
Verlängerung der Möglichkeit zur Nutzung von Video- 
und Telefonkonferenzen sowie audiovisueller Einrichtun-
gen für Versammlungen: Die Möglichkeit zur Nutzung 
von Video- und Telefonkonferenzen für Betriebsräte 
und weitere Mitbestimmungsgremien, für Heimar-
beitsausschüsse und Werkstatträte in Werkstätten für 
behinderte Menschen ist bis zum 30.6.2021 verlängert 
worden. Entsprechendes gilt für Versammlungen mittels 
audiovisueller Einrichtungen.
Gesetzlicher Mindestlohn: Der gesetzliche Mindestlohn 
beträgt seit dem 1.1.2021 brutto 9,50 EUR und ab dem 
1.7.2021 brutto 9,60 EUR je geleisteter Arbeitsstunde.
Mitgliedsbescheinigung der Krankenkassen: Seit dem 
1.1.2021 ist die Pflicht zur Vorlage der Mitgliedsbeschei-
nigung der Krankenkasse in Papierform entfallen. Der 
Beschäftigte gibt bei Aufnahme der Beschäftigung bzw. 
beim Wechsel der Krankenkasse beim Arbeitgeber seine 
(neue) Krankenkasse an. Durch ein elektronisches Abfra-
geverfahren wird die Richtigkeit der Angaben geprüft 
und seitens der Krankenkasse bestätigt.
Anhebung der Altersgrenzen („Rente mit 67“): Versi-
cherte, die 1955 bzw. 1956 geboren sind und für die 
keine Vertrauensschutzregelungen gelten, erreichen die 
Regelaltersgrenze mit 65 Jahren und neun Monaten bzw. 

weitere Änderungen im Umsatzsteuergesetz (z. B. 
Umsetzung des sog. Mehrwertsteuer-Digitalpakets), im 
Erbschaft- und Schenkungssteuergesetz, in der Abga-
benordnung und im Strafrecht beschlossen worden. 

Verlängerung der steuerlichen Maßnahmen 
zur Vermeidung unbilliger Härten

Durch das Coronavirus entstehen beträchtliche wirt-
schaftliche Schäden. Die steuerlichen Maßnahmen zur 
Unterstützung der Geschädigten wurden daher verlän-
gert.
Die nachweislich unmittelbar und nicht unerheblich 
negativ wirtschaftlich betroffenen Steuerpflichtigen 
können bis zum 31.3.2021 unter Darlegung ihrer Ver-
hältnisse Anträge auf Stundung der bis zum 31.3.2021 
fälligen Steuern stellen. Die Stundungen sind längstens 
bis zum 30.6.2021 zu gewähren. Darüber hinaus kann 
eine längstens bis zum 31.12.2021 dauernde Raten-
zahlung vereinbart werden. Bei der Nachprüfung der 
Voraussetzungen für (Anschluss-)Stundungen sind keine 
strengen Anforderungen zu stellen. Auf die Erhebung 
von Stundungszinsen soll verzichtet werden. 
Für Vollstreckungsschuldner, die nachweislich unmit-
telbar und nicht unerheblich negativ wirtschaftlich 
betroffen sind gilt, dass bis zum 30.6.2021 von Vollstre-
ckungsmaßnahmen abgesehen werden soll. Finanzäm-
ter können den Erlass der Säumniszuschläge im ange-
gebenen Zeitraum durch Allgemeinverfügung regeln. 
Anträge auf Anpassung der Vorauszahlungen auf die 
Einkommen- und Körperschaftsteuer 2021 können bis 
zum 31.12.2021 gestellt werden. Bei der Nachprüfung 
der Voraussetzungen sind keine strengen Anforderun-
gen zu stellen. Für Anträge auf (Anschluss-)Stundung 
oder Vollstreckungsaufschub gelten die allgemeinen 
Grundsätze und Nachweispflichten. 

Änderungen in 2021 im Bereich 
Arbeit und Soziales

Für 2021 ergeben sich im Bereich Arbeit und Soziales 
diverse Änderungen. Hier ein Auszug über die wesent-
lichen Neuregelungen, die zum Jahresbeginn und im 
Laufe des Jahres 2021 wirksam wurden bzw. werden.
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Anhebung von Übungsleiterfreibetrag 
und Ehrenamtspauschale 

Mit dem Jahressteuergesetz 2020 wurden für die Zeit ab 
1.1.2021 der Übungsleiterfreibetrag von 2.400 auf 3.000 
EUR und die Ehrenamtspauschale von 720 auf 840 EUR 
im Jahr erhöht. 
Der Übungsleiterfreibetrag stellt Einnahmen für 
bestimmte nebenberufliche übungsleitende, ausbil-
dende, erzieherische, betreuende, künstlerische und 
pflegerische Tätigkeiten in begrenzter Höhe steuerfrei. 
Im Rahmen der Ehrenamtspauschale sind darüber hinaus 
auch Einnahmen aus bestimmten weiteren nebenbe-
ruflichen gemeinnützigen, mildtätigen und kirchlichen 
Tätigkeiten in begrenzter Höhe steuerfrei. Der Steuer-
freibetrag bei Übungsleiter- und Ehrenamtstätigkeiten 
ist kein Arbeitsentgelt im Sinne der Sozialversicherung. 
Er bleibt bei der sozialversicherungsrechtlichen Beurtei-
lung unberücksichtigt und damit beitragsfrei, solange 
die Freibeträge nicht überschritten werden.
Auch geringfügig Beschäftigte, deren Einkommen 
regelmäßig 450 EUR nicht übersteigt, können zusätzlich 
den steuerfreien Übungsleiter- bzw. Ehrenamtsbetrag 
beziehen, ohne dass dieser bei der sozialversicherungs-
rechtlichen Beurteilung berücksichtigt wird.

In eigener Sache

Herr Steuerberater Tobias Langanke wurde zum weite-
ren geschäftsführenden Gesellschafter bestellt.
Nach seiner Ausbildung zum Steuerfachangestellten 
hier in der Kanzlei in den Jahren 2005 – 2008 und der 
Weiterbildung zum Bilanzbuchhalter, hat er in 2017 die 
Steuerberaterprüfung erfolgreich abgelegt.

mit 65 Jahren und zehn Monaten. Für die folgenden 
Geburtsjahrgänge erhöht sich die Regelaltersgrenze 
zunächst um je einen weiteren Monat (später in Stufen 
von zwei Monaten pro Jahrgang). Erst für die Jahrgänge 
1964 und jünger wird die Regelaltersgrenze bei 67 Jah-
ren liegen.
Hinzuverdienstgrenze bei Altersrenten: In Anbetracht 
der aktuellen Entwicklung der Corona-Krise gilt die 
befristete Anhebung der kalenderjährlichen Hinzuver-
dienstgrenze für Altersrenten vor Erreichen der Regel-
altersgrenze auch für das Kalenderjahr 2021. Für das 
Jahr 2021 beträgt die kalenderjährliche Hinzuverdienst-
grenze 46.060 EUR. Der sog. Hinzuverdienstdeckel ist 
weiterhin nicht anzuwenden.

Steuerliche Behandlung von Negativzinsen 

In einem aktuellen Schreiben nimmt das Bundesfinanz-
ministerium zu Einzelfragen bei der Abgeltungsteuer 
Stellung. Interessant sind hierbei vor allem die Aus-
führungen zu den sogenannten Negativzinsen (auch 
Verwahrentgelte). Diese sind steuerlich grundsätzlich 
unbeachtlich. Behält ein Kreditinstitut negative Einla-
gezinsen für die Überlassung von Kapital ein, stellen 
die negativen Einlagezinsen keine Zinsen im Sinne des 
Einkommensteuergesetzes dar. Wirtschaftlich gesehen 
handelt es sich vielmehr um eine Art Verwahr- und Einla-
gegebühr, die bei den Einkünften aus Kapitalvermögen 
als Werbungskosten vom Sparer-Pauschbetrag (801 EUR 
bei Einzel- und 1.602 EUR bei Zusammenveranlagung) 
erfasst sind. 
Wenn im betrieblichen Bereich Negativzinsen anfallen, 
sind diese als Betriebsausgaben zu verbuchen. Sie wer-
den hier den regelmäßig anfallenden Bankgebühren, 
bzw. Nebenkosten des Geldverkehrs gleichgesetzt.
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